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Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung
mit Antwort der Landesregierung
- Drucksache 17/8478 -

Ersatzgeldzahlungen fur Eingriffe ins Landschaftsbild durch Windkraftanlagen

Anfrage der Abgeordneten Dr. Stefan Birkner und Dr. Gero Hocker (FDP) an die Landesregie-
rung,
eingegangen am 17.07.2017, an die Staatskanzlei ibersandt am 19.07.2017

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fir Umwelt, Energie und Klimaschutz namens
der Landesregierung vom 17.08.2017,
gezeichnet

Stefan Wenzel

Vorbemerkung der Abgeordneten

Ersatzgeldzahlungen fir Eingriffe ins Landschaftsbild insbesondere durch Windkraftanlagen sind
auch in dem Windenergieerlass und dem dazugehdérigen Leitfaden nach Einschatzung von Exper-
ten nicht eindeutig und hinreichend geregelt bzw. beschrieben.

Vorbemerkung der Landesregierung

Der Niedersachsische Windenergieerlass und Leitfaden zum Artenschutz sind am 25. Februar
2016 in Kraft getreten. Die Einzelheiten zur Bemessung der naturschutzrechtlichen Ersatzzahlung
werden darin nicht geregelt, da dies in einem gesonderten Erlass des Ministeriums fur Umwelt,
Energie und Klimaschutz erfolgen soll, nachdem mégliche Berechnungsverfahren in einem Dialog-
prozess unter Beteiligung der kommunalen Spitzenverbande und der Windenergiebranche erortert
wurden.

1. Wie kommt die im Windenergieerlass benannte Hochstmarke von 7 % der Investitions-
summe als Ersatzzahlung zustande?

Die Obergrenze von 7 % ergibt sich aus § 6 Abs. 1 Satz 1 des Niedersachsischen Ausflihrungsge-
setzes zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG). Demnach bemisst sich die Ersatzzahlung
allein nach Dauer und Schwere des Eingriffs und betrdgt héchstens sieben vom Hundert der Kos-
ten fir die Planung und Ausfiihrung des Vorhabens einschlieRlich der Beschaffungskosten fir
Grundstiicke, wenn die durchschnittlichen Kosten der nicht durchfihrbaren Ausgleichs- und Er-
satzmalRnahmen einschlie3lich der erforderlichen durchschnittlichen Kosten fiir deren Planung und
Unterhaltung sowie die Flachenbereitstellung unter Einbeziehung der Personal- und sonstigen
Verwaltungskosten nicht feststellbar sind.

2. Wann und in welcher Form kommt die von der Landesregierung angekiindigte verbind-
liche Methodik zur Festsetzung der Ersatzzahlung?

Der in der Vorbemerkung genannte Dialogprozess ist zum gegenwértigen Zeitpunkt noch nicht ab-
geschlossen. Aussagen zu Inhalten und zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorgesehenen Erlas-
ses zur Regelung der Bemessung der Ersatzzahlung kénnen daher noch nicht getroffen werden.
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3.  Weshalb beinhaltet der Windenergieerlass bislang keine konkreten Regelungen?

Siehe Vorbemerkung.

4. Wie sollen Kommunen bis zum Inkrafttreten der neuen Regelung verfahren?

Es wird angenommen, dass mit ,Kommunen“ die fir die Zulassung von Windenergieanlagen zu-
stéandigen Behorden, d. h. je nach Anlagenhéhe die unteren Bauaufsichtsbehérden bzw. die unte-
ren Immissionsschutzbehoérden, gemeint sind, sowie die unteren Naturschutzbehérden, da geman
§ 17 Abs. 1 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) die fur die Zulassung (einer Windener-
gieanlage) zustéandige Behorde u. a. Uber die Bemessung und Festsetzung der Ersatzzahlung im
Benehmen mit der zusténdigen unteren Naturschutzbehoérde entscheidet.

Die vorgenannten Behdrden entscheiden im Einzelfall auf Grundlage des geltenden Rechts.

5.  Welche Mallnahmen ergreift die Landesregierung, um eine einheitliche Regelung mit
den Kommunen und der Wirtschaft zu vereinbaren, und inwiefern wird sich diese an
Regelungen anderer Lander orientieren?

Auf die Vorbemerkung und die Antwort zu Frage 2 wird verwiesen.

6. Welche Nutzung der Ersatzzahlungen ware im Sinne der Landesregierung, und ist diese
verbindlich festgesetzt?

Es wird angenommen, dass mit ,Nutzung“ der Verwendungszweck der Ersatzzahlungen gemeint
ist.

Der Verwendungszweck der Ersatzzahlung ist gesetzlich vorgeschrieben. Gemall § 15 Abs. 6
Satz 7 BNatSchG ist die Ersatzzahlung zweckgebunden fiir MaBnahmen des Naturschutzes und
der Landschaftspflege mdglichst in dem betroffenen Naturraum zu verwenden, fiir die nicht bereits
nach anderen Vorschriften eine rechtliche Verpflichtung besteht. Darliber hinaus kann nach § 6
Abs. 1 Satz 2 NAGBNatSchG i. V. m. § 15 Abs. 2 Satz 4 BNatSchG die Ersatzzahlung auch fiir

— Entwicklungs- und WiederherstellungsmafRnahmen in Naturschutzgebieten, Nationalparks oder
Nationalen Naturmonumenten, Biosphérenreservaten oder Landschaftsschutzgebieten,

— in Bewirtschaftungsplanen fiir Natura-2000-Gebiete nach 8§ 32 Abs. 5 BNatSchG festgelegte
Entwicklungs- und WiederherstellungsmafRnahmen,

— KohéarenzsicherungsmaRnahmen nach § 34 Abs. 5 BNatSchG,
— vorgezogene AusgleichsmalRnahmen nach 8§ 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG und
— Mafnahmen in MaRnahmenprogrammen nach § 82 Wasserhaushaltsgesetz

verwendet werden.

7. Verursacher eines Eingriffs sind gemaf § 15 Abs. 1 BNatSchG verpflichtet, vermeidbare
Beeintrachtigungen, auch im Hinblick auf das Landschaftsbild, zu unterlassen. Was
sind vermeidbare Beeintrachtigungen?

GemaR § 15 Abs.1 Satz 2 BNatSchG sind Beeintrachtigungen vermeidbar, wenn zumutbare Alter-
nativen, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder mit geringeren Beein-
trachtigungen von Natur und Landschaft zu erreichen, gegeben sind.
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8. Gab es seit 2012 Falle, bei denen Windkraftanlagen aufgrund vermeidbarer Beeintrach-
tigungen fir das Landschaftsbild nicht genehmigt wurden?

Der Landesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, dass eine Genehmigung von Windkraftanlagen
aufgrund von VerstoRen gegen das Vermeidungsgebot in Bezug auf das Landschaftsbild auf
Grundlage des § 15 BNatSchG versagt wurde. Da § 15 BNatSchG den Betreiber nicht zu einer an-
deren Standortwahl verpflichtet, sondern dazu, die Ausfiihrungsvariante, z. B. Farbe, so zu wahlen,
dass die Beeintrachtigung von Natur und Landschaft minimiert wird, besteht fiir die Genehmi-
gungsbehorde die Moglichkeit, den Betreiber durch Nebenbestimmung im Rahmen der Genehmi-
gung zur Umsetzung dieser Variante zu verpflichten. Da nach hiesigem Rechtsversténdnis die Fra-
ge somit theoretischer Natur ist, wurde von einer Befragung der unteren Immissionsschutzbehor-
den und der unteren Bauaufsichtsbehdrden abgesehen.

9. Welches konkrete Konzept hat die Landesregierung, um Beeintrachtigungen des Land-
schaftsbildes durch Windkraftanlagen mdglichst zu vermeiden, und mit welchem Erfolg
wird dieses in der Praxis umgesetzt?

Windenergieanlagen beeintrachtigen aufgrund ihrer Dimensionen regelméfig das Landschaftsbild.
Die Beeintrachtigung ist umso schwerer, je schutzwirdiger und hochwertiger das jeweilige Land-
schaftsbild ist. Bereiche mit einem besonders schutzwiirdigen Landschaftshild sind z. B. Natur-
schutzgebiete, Nationalparke, Biospharenreservate oder Landschaftsschutzgebiete, also unter be-
sonderem Schutz stehende Landschaftsteile. Innerhalb dieser Gebiete ist der Bau von Windener-
gieanlagen Uberwiegend ausgeschlossen. Darliber hinaus empfiehlt der Niederséchsische Wind-
energieerlass den Planungstragern, u. a. auch solche FFH- und Vogelschutzgebiete planerisch von
Windenergieanlagen freizuhalten, deren Schutzziel/-zweck einer Windenergienutzung nicht entge-
gensteht. Insofern erfahrt das Landschaftshild im Hinblick auf besonders wertvolle Bereiche auf
diese Weise noch einen besonderen Schutz.

Soweit der Bau von Windenergieanlagen dennoch Bereiche mit einem nach den Kriterien des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege schutzwirdigen Landschaftsbild erheblich beeintrachtigt
(weil solche Bereiche nicht vollstandig als Schutzgebiete ausgewiesen sind oder die Anlagen von
auBlen beeintrachtigend in Schutzgebiete hineinwirken), ist dies bei der planerischen Ausweisung
von Flachen zur Windenergienutzung zu bertcksichtigen. Es ist Aufgabe der regional- und bauleit-
planerischen Verfahren, konfligierende Interessen und Belange, darunter auch den Schutz des
Landschaftsbildes, aufzugreifen und in Abwagung zu bringen. Dies bedeutet nicht, dass sich der
Belang Landschaftsbild in jedem Einzelfall umfanglich durchsetzen kann. Gerade Beeintrachtigun-
gen besonders wertvoller Landschaftsteile kbnnen jedoch im Rahmen von Planungsverfahren hau-
fig reduziert oder sogar vermieden werden.

(Ausgegeben am 21.08.2017)



	Drucksache 17/8602
	Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung mit Antwort der Landesregierung - Drucksache 17/8478
	Ersatzgeldzahlungen für Eingriffe ins Landschaftsbild durch Windkraftanlagen
	Anfrage der Abgeordneten Dr. Stefan Birkner und Dr. Gero Hocker (FDP)
	Antwort des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie und Klimaschutz

